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seltsame Ausrede? So etwas habe ich überhaupt noch
nicht gehört. Aus Versehen?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich sage Ihnen: Für jeden von uns, der fair arbeitet,
der etwas von Leistung, von Anstand hält, für jeden Ab-
geordneten ist es eine Zumutung, dass wir uns auf dieses
intellektuelle und moralische Niveau herabbegeben müs-
sen. Das ist die Zumutung, die hier im Parlament gerade
stattfindet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Bundeskanzlerin, es geht nicht mehr um Herrn
zu Guttenberg, es geht inzwischen um ganz prinzipielle
Fragen von Rechtsstaat und Demokratie. Rücktritte in
unserer parlamentarischen Demokratie waren ein Zei-
chen der Stärke. Sie haben gezeigt, dass das Parlament
und die demokratischen Institutionen zur Korrektur fä-
hig sind, dass sie Fehlverhalten am Ende nicht durchge-
hen lassen und ohne Ansehen der Person und des Amtes
handeln. Das hat die Demokratie gestärkt.

Sie machen das Gegenteil. Sie und Ihr Minister sind
in der letzten Woche eine politische Schicksalsgemein-
schaft eingegangen. Sie haben die demokratische Achse
unserer parlamentarischen Demokratie verschoben, und
Sie haben einen Berufungsfall für künftige Parlamente
und Regierungen geschaffen. Denn eines ist klar: Ein
Verteidigungsminister, der eigene Regeln für sich bean-
sprucht, die sich außerhalb des Werte- und Rechtssys-
tems der Bundesrepublik Deutschland bewegen, der
höhlt dieses Rechts- und Wertesystem scheibchenweise
aus, weil er sich über Recht, Gesetz und Regeln setzt. Er
offenbart eine Haltung, die ihre Wurzeln in der Stände-
gesellschaft, aber keinen Platz in einem demokratischen
Land hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Kanzlerin, es geht nicht mehr darum, ob Ihr Ver-
teidigungsminister die Kraft und das Format hat, Konse-
quenzen zu ziehen, sondern es geht darum, ob Sie als
Regierungschefin noch bereit sind, Schaden von unse-
rem Land und seinen Institutionen abzuwenden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN � Zurufe von der CDU/CSU
und der FDP: Oh!)

Ich bedaure es, aber ich bin mir sicher, dass Sie sich sel-
ber in Zukunft hier im Deutschen Bundestag noch an
diese Tat erinnern werden. Ich bedaure, dass Sie � ge-
nauso wie wir � noch erleben werden, welche Konse-
quenzen das hat.

Ich lese Ihnen zum Schluss vor, was jemand geschrie-
ben hat, der mit Sicherheit zu Ihrer Wählerschaft gehört
und nicht zu der der Sozialdemokraten. Dr. Christoph
Berglar hat an Sie geschrieben:

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,

meine Frau und ich haben sechs Kinder im Alter
zwischen 14 und 29 Jahren. Wir haben als Eltern
versucht, unseren Kindern sog. christliche Werte
und solche der bürgerlichen Aufklärung zu vermit-
teln. Hierzu gehören u. a. das Bemühen um Wahr-
haftigkeit und der Respekt vor dem Eigentum ande-
rer � ohne Ansehung der Person!

Er schreibt weiter:

Einer Ihrer Minister hat nachweislich in höchst gra-
vierendem Umfang gelogen, betrogen und gestoh-
len. Sie wissen das. Alle wissen das.

Trotzdem ziehen Sie aus machttaktischen Erwägun-
gen nicht die einzig zulässige Schlussfolgerung: die
Entlassung dieses Herrn aus Ihrem Kabinett.

Die weltweite Finanzkrise, deren Folgen allseits zu
besichtigen sind, wurde von Schrott-Immobilien
und einem Übermaß an Gier nach Geld ausgelöst.
Die Legitimationskrise des bürgerlichen Lagers
schwelt schon lange und wurde jetzt in dem von Ih-
nen regierten Land durch eine Schrott-Dissertation
und ein Übermaß an Macht- und Geltungsgier akut.

Bitte verraten Sie mir und meiner Frau, wie wir bei
einer solchen Sachlage unseren Kindern noch Ver-
trauen in die Verfassungswirklichkeit des von Ihnen
regierten Landes vermitteln sollen. Bitte verraten
Sie uns, wie wir unsere Kinder dazu motivieren sol-
len, auf ehrliche Weise einen Beruf zu erlernen und
auszuüben.

Bitte überdenken Sie noch einmal Ihre Entschei-
dung. Es kann, es darf nicht das letzte Wort in die-
ser Sache gesprochen sein!

Dem ist nichts hinzuzufügen.

(Anhaltender Beifall bei der SPD � Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert:
Elke Hoff ist die nächste Rednerin für die FDP-Frak-

tion.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Herr Kollege Gabriel, Sie haben eben dem Bundes-
minister der Verteidigung bzw. der Bundesregierung
vorgeworfen, sie verspiele das Vertrauen der Soldaten.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Glauben Sie wirklich, dass Sie mit dem Beitrag, den Sie
hier gerade geleistet haben, Wesentliches dazu beige-
steuert haben, dass unsere Bürgerinnen und Bürger das
Vertrauen zurückgewinnen? Ich glaube, nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � Lo-
thar Binding [Heidelberg] [SPD]: Wieso? Was
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er gesagt hat, ist doch nur die Wahrheit gewe-
sen! � Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das sollten Sie machen, Frau
Hoff! Sie haben ja schon eine ganz rote Nase
vor lauter Lügen! Das ist doch Ihre Aufgabe! �
Gegenruf des Abg. Volker Kauder [CDU/
CSU]: Jetzt ist es aber wirklich genug, Frau
Künast! Sie können die Kollegin doch nicht
als Lügnerin bezeichnen!)

Ich möchte mich an dieser Stelle, auch im Namen
meiner Fraktion, von den Beschuldigungen, die gestern
in diesem Hause erhoben und von der Bundestagsvize-
präsidentin nicht gerügt wurden � es hieß, der Bundes-
minister der Verteidigung sei ein Hochstapler �, aus-
drücklich distanzieren. Das ist nicht der Stil der
Auseinandersetzung, der in diesem Hause gepflegt wer-
den sollte.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU � Wi-
derspruch bei der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir beraten
heute in erster Lesung das Wehrrechtsänderungsgesetz.
Ich bedaure sehr, dass dieses wichtige Thema, eine his-
torische Zäsur in der Geschichte der Bundeswehr, heute
wieder benutzt wird, um zu versuchen, Menschen, die
sich gestern auch hier im Parlament sehr klar und deut-
lich zu ihren Fehlern bekannt haben, zu diskreditieren.

(Widerspruch bei der SPD und der LINKEN)

� Wissen Sie: Lautstärke alleine ersetzt die Argumente
nicht.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich darf darauf zurückkommen: Wir reden heute über
das Wehrrechtsänderungsgesetz. Wir müssen für die Zu-
kunft der Bundeswehr junge Männer und Frauen davon
überzeugen, dass der Bundestag hinter ihnen steht, dass
wir im Hinblick auf die Streitkräfte eine Freiwilligenkul-
tur befürworten.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Hinter dem stehen wir nicht! Das
kann ich Ihnen garantieren! � Gegenruf des
Abg. Volker Kauder [CDU/CSU]: Das brau-
chen Sie auch nicht! Auf Sie kommt es näm-
lich gar nicht an! � Gegenruf des Abg. Jürgen
Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aha!
Dann ist es ja okay!)

Lassen Sie mich an dieser Stelle etwas Positives sa-
gen. Der Kollege Dr. Bartels hat gestern im Verteidi-
gungsausschuss einen sehr bedenkenswerten und diskus-
sionswürdigen Vorschlag gemacht. Er hat gesagt: Wir als
Parlament sollten uns über die Parteigrenzen hinweg zur
Freiwilligenkultur in diesem Lande bekennen.

(Zuruf von der SPD: Ja! Das tun wir doch auch!)

Wir sollten eine Debatte darüber führen, wie wir die
Freiwilligenkultur stärken können. Da die SPD-Fraktion
immer Befürworter einer Aussetzung der Wehrpflicht
gewesen ist,

(Kai Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Immer? � Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ach ja?)

sage ich Ihnen: Das tun wir heute. Wir schaffen heute die
Voraussetzungen dafür, dass die neuen sicherheitspoliti-
schen Herausforderungen in der Welt bewältigt werden
können.

(Zurufe von der SPD)

� Hören Sie doch einfach einmal zu!

Ich bin ganz bei der Bundeskanzlerin, wenn sie sagt,
dass solide Haushalte eine wesentliche Grundlage für die
Sicherheit von Staaten sind.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Was sagen Sie denn zu Libyen?)

Das kann man auch in anderen Staaten feststellen. Nicht
umsonst haben unsere amerikanischen Verbündeten in
ihrer nationalen Sicherheitsstrategie festgestellt, dass die
Solidität von Haushalten ein entscheidender Parameter
für die Sicherheit ist.

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann schauen Sie sich mal den US-
Haushalt an!)

Wir müssen jetzt gemeinsam versuchen, diesen Anforde-
rungen gerecht zu werden.

Es ist kein Fehler, wenn wir auch vom Bundesminis-
ter der Verteidigung Einsparungen verlangen.

(Agnes Malczak [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Ach! Die hat er ja gar nicht geliefert!)

Die Fragen lauten: Auf welchem Wege und auf welcher
Zeitachse? Wir als FDP-Fraktion haben uns immer sehr
deutlich dazu positioniert und gesagt: Ja, wir möchten
die Einsparungsziele erreichen, aber in einem anderen
Zeitrahmen als dem, den sich Teile der Bundesregierung
vorstellen. Das ist legitim, darüber müssen wir diskutie-
ren, und wir werden auch zu einem Ergebnis kommen.

Meine Damen und Herren, es ist eben sehr deutlich
dargestellt worden, dass uns letztendlich bestimmte äu-
ßere Rahmenbedingungen zu der Entscheidung, die wir
heute im Plenum treffen, geführt haben. Die demografi-
sche Entwicklung macht es schwerer, die Wehrpflicht so
zu organisieren, wie es sich der Verfassungsgeber da-
mals vorgestellt hat. Wir haben eine neue sicherheitspo-
litische Lage, die Streitkräfte erfordert, die kleiner sind,
die schmaler sind, die flexibler sind.

Ich möchte an dieser Stelle darauf hinweisen: Das ist
keine Herausforderung, der sich die Bundesrepublik al-
leine stellen muss. Das ist eine Herausforderung, die alle
Staaten betrifft. Wenn Sie sich die Situation in Deutsch-
lands Nachbarstaaten und jenseits des Atlantiks an-
schauen, stellen Sie fest: Die Streitkräfte unterliegen
zurzeit überall einer Neubewertung, einer Neubeurtei-
lung. Wir müssen einen Spagat schaffen: zwischen einer
finanziellen Konsolidierung und einer vernünftigen und
auch belastbaren Sicherheitspolitik und Landesverteidi-
gung. Dem versuchen wir Rechnung zu tragen.
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Ich denke, es ist hier im Hause auch Konsens, dass
wir junge Männer und Frauen zukünftig nur dann für den
Dienst in den Streitkräften gewinnen können, wenn er
attraktiv ist. Meines Erachtens kommen zu den Punkten,
die der Minister eben sehr richtig dargestellt hat, weitere
Aspekte hinzu. Die freie Wirtschaft und die Bundeswehr
dürfen auf dem Arbeitsmarkt in Zukunft nicht in Form
eines Gegeneinanders um junge Männer und Frauen
konkurrieren, sondern man sollte versuchen � ich darf es
einmal so sagen �, Arbeitsbiografien aufzubauen. Die
Bundeswehr sollte einen Teil der Ausbildung junger
Männer und Frauen übernehmen, sodass sie später die
Möglichkeit haben, auch in der Wirtschaft ein Auskom-
men zu finden. Dafür tragen wir auch Verantwortung.
Ich glaube, Herr Minister, dass Sie in diese Richtung
recht bald Initiativen ergreifen werden.

Meine Damen und Herren, wir dürfen mit Blick auf
die Attraktivität unserer Streitkräfte auch folgende Fra-
gen nicht außer Acht lassen: Was passiert mit den Solda-
tinnen und Soldaten, wenn sie aus einem Einsatz zurück-
kommen, wenn sie verwundet oder traumatisiert sind?
Was passiert mit den Hinterbliebenen, wenn gefallene
Soldaten zu beklagen sind? Auch hier müssen wir als
Gesellschaft und als Deutscher Bundestag die richtigen
Eckpunkte und Rahmenbedingungen setzen, damit El-
tern und Familien die Bundeswehr als attraktiven Arbeit-
geber ansehen und ihre Kinder ermuntern, den Dienst an
der Waffe für das Vaterland aufzunehmen.

Die Diskussionen, die wir in den letzten Wochen füh-
ren, führen bestimmt nicht dazu, dass die Streitkräfte at-
traktiver werden. Diese Diskussionen führen bestimmt
nicht dazu, dass junge Männer und Frauen sich aufgeru-
fen fühlen, diesem Land zu dienen. Ich persönlich � und
ich denke, ich spreche auch im Namen meiner Fraktion
und unseres Koalitionspartners � bin stolz auf unsere
Streitkräfte, auf das, was sie jeden Tag dort, wo wir sie
hinschicken, leisten. Deshalb ist es notwendig, dass wir
die Tür öffnen und entsprechende Möglichkeiten schaf-
fen, damit die Bundeswehr ein attraktiver Arbeitgeber
wird. Auch wir als Parlament müssen unseren Beitrag
dazu leisten. Das ist eine gesellschaftliche Herausforde-
rung und nicht alleine die Herausforderung an einen Mi-
nister. Du lieber Gott! Wer als einzelne Person kann eine
solche Reform stemmen?

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Herr Gabriel stemmt
alles!)

Das ist unser aller Aufgabe. Es ist eine gesellschaftliche
Aufgabe.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Wenn wir wollen, dass die Bundeswehr zur Freiwilli-
genarmee wird, dann müssen wir alle auch dazu beitra-
gen, dass das Ansehen der Bundeswehr gesteigert und
ihre Zukunft gesichert wird, damit junge Männer und
Frauen mit Freude Dienst an der Waffe tun. Wir als
FDP-Fraktion werden Sie, Herr Minister zu Guttenberg,
nach Kräften dabei unterstützen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Ich erteile das Wort der Kollegin Christine Buchholz
für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-
desregierung plant, das Wehrpflichtgesetz zu ändern,
und will damit die rechtliche Umwandlung der alten
Wehrpflichtigenarmee in eine Armee aus Zeit- und Be-
rufssoldaten vollenden. Deswegen wird die Wehrpflicht
ausgesetzt. Die Linke ist gegen jede Form von Zwangs-
diensten � das betrifft auch die Wehrpflicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Schon die Aussetzung der Wehrpflicht befreit jährlich
Tausende junger Männer von einem erzwungenen Mili-
tärdienst. Das begrüßen wir, auch wenn wir eigentlich
die Abschaffung der Wehrpflicht wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber wir können dieses Gesetz nicht ohne den eigent-
lichen Zweck bewerten, zu dem die Bundesregierung
das Gesetz ändern möchte. Herr zu Guttenberg hat kei-
nen Zweifel daran gelassen: Es geht darum, die Bundes-
wehr schlagkräftiger und einsatzfähiger zu machen.
Aber mich wundert doch, dass in dieser Debatte noch
keiner davon gesprochen hat, dass drei Soldaten, die sich
in einem dieser Einsätze befunden haben, am letzten
Freitag getötet wurden.

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Der
Minister!)

Herr zu Guttenberg bringt zu Ende, was in den 90er-
Jahren unter der Kohl-Regierung begann: Damals wurde
die Absicherung des Zugangs zu Rohstoffen und Absatz-
märkten offiziell zur Aufgabe der Verteidigungspolitik
erklärt. Seitdem haben Minister von CDU/CSU und SPD
die Bundeswehr in zahllosen Umstrukturierungen Schritt
für Schritt zu einer Einsatzarmee umfunktioniert. Heute
gilt der Krieg nicht mehr als letztes Mittel zur Landes-
verteidigung � Krieg ist Dauerzustand. Die Linke ist ge-
gen diese Kriege.

(Beifall bei der LINKEN)

Wehrpflicht ist Zwang. Aber Zwang wird nicht nur
durch eine gesetzliche Wehrpflicht ausgeübt. Wo Armut
herrscht, herrscht Zwang, Zwang, seine soziale Not zu
überwinden. Das wollen Sie ausnutzen. Schon heute die-
nen in Auslandseinsätzen überproportional viele Solda-
ten aus strukturschwachen Regionen. 2009 stammte
etwa die Hälfte der Soldaten aus Ostdeutschland. Dieses
Ungleichgewicht verstärkt sich im Einsatz, wie man an
den Dienstgraden erkennen kann: Während 62 Prozent
der Mannschaftsdienstgrade aus Ostdeutschland kom-
men, sind nur 16 Prozent der Stabsoffiziere und 0 Pro-
zent der Generäle aus dem Osten.

(Jörg van Essen [FDP]: Es gibt einen General,
der Arzt und aus dem Osten ist! Ist doch abso-
luter Unsinn!)


